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5. Inkrafttreten der Änderung des Bebauungsplanes 
 
Der Satzungsbeschluss der Änderung Nr. 2 des Bebauungsplanes der Marktgemeinde 
Hilders, Ortsteil Liebhards Nr. 1 „Ortsteil Steinbach“ wurde am __.__.__ ortsüblich 
bekanntgemacht. 
 
Die Änderung Nr. 2 des Bebauungsplanes der Marktgemeinde Hilders, Ortsteil Liebhards Nr. 
1 „Ortsteil Steinbach“ tritt mit der Bekanntmachung am ___.___.___ in Kraft. Ab diesem 
Zeitpunkt wird die Änderung Nr. 2 des Bebauungsplanes der Marktgemeinde Hilders, Ortsteil 
Liebhards Nr.1 „Ortsteil Steinbach“ zu jedermanns Einsicht in der Gemeindeverwaltung, 
Abteilung Bauamt bereitgehalten und über ihren Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
 
Hilders, den 
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Übersichtsplan – Quelle Bodenviewer Hessen 

Geltungsbereich 

I. Bauplanungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 Abs. 1 BauGB) 
 
1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Die Art der baulichen Nutzung wird gemäß § 10 Abs. 3 und 4 BauNVO 2 als Sondergebiet 
(SO) mit der Zweckbestimmung „Wochenendhausgebiet“ festgesetzt. 
 
Im Sondergebiet sind ausschließlich zulässig: 
 
Kleinhäuser „Tiny-Häuser“ mit einer Grundfläche von max. 50 m² je Einheit und deren zuge-
ordneten Freibereiche und Zufahrten. 
 

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
Das Maß der baulichen Nutzung ist durch die in der Planzeichnung festgesetzte Anzahl der 
Vollgeschosse, durch die Grundflächenzahl (GRZ) und die Geschossflächenzahl (GFZ) be-
stimmt. Die max. Wandhöhe(WH) und die max. Höhe der baulichen Anlagen (FH) werden ent-
sprechen den Eintragungen in der Planzeichnung festgesetzt. 
 

3. Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 22 BauNVO) 
 Es wird die offene Bauweise festgesetzt. 
 
4 Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 23 BauNVO) 

Die Festsetzung der überbaubaren Grundstücksflächen – und damit die Abgrenzung zu den 
nicht überbaubaren Flächen – erfolgt gemäß § 23 Abs. 1 und 3 BauNVO durch Baugrenzen. 
 

5. Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 
Die Verkehrserschließung des Sondergebietes erfolgt über dem Finkenweg. Von hier aus füh-
ren zwei private Erschließungswege mit 4,0 m Breite in das Grundstück, von wo aus die ein-
zelnen Parzellen erschlossen sind. 
Parallel zum Finkenweg gibt es eine private Gemeinschaftsfläche, die für Rettungsfahrzeuge 
und Ver- und Entsorgungsfahrzeuge zur Verfügung steht. Ggf. können hier auch Besucher ih-
re Fahrzeuge abstellen. 
 

6. Private Grünflächen 
Zur Abgrenzung des Areals zum Finkenweg sind den Wohnparzellen private Grünflächen vor-
gelagert, die durch entsprechende Bepflanzung einen Einblick in die Wohnanlage beschrän-
ken sollen. 
 

7. Flächen für Anpflanzungen von Bäumen und  Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 
  
7.1 Anpflanzen von Laubbäumen 

Die im Plan zeichnerisch dargestellten Laubbäume sind als Hochstamm in der Mindestqualität 
3xv. mit Ballen, StU 14-16 (gemessen in 1 m Höhe), in einer unbefestigten, mind. 2 m² großen 
Baumscheibe zu pflanzen, dauerhaft zu pflegen und bei Abgang zu ersetzen. 
Von der festgesetzten Lage der Bäume kann abgewichen werden, wenn dies aus technischen 
oder sonstigen Gründen erforderlich ist, die Gesamtzahl eingehalten wird und wenn die Ab-
weichung auch unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Belangen ver-
einbar ist. 

 
7.2 Grünordnung 

Die verbindlichen Baumpflanzungen sind im Bauantrag nachzuweisen (Art, Qualität, Standort). 
Die Grundstückseigentümer haben die Baumpflanzungen und sonstige Grünordnerische Fest-
setzungen innerhalb von 2 Jahren nach Bezugsfrist durchzuführen und nachzuweisen. 
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II. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen – Gestaltungssatzung 
(bauordnungsrechtliche Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 4  BauGB in Verbindung mit der Verordnung 
über die Aufnahme von auf Landesrecht beruhenden Regelungen in den Bebauungsplan vom 
28.01.1977 in Verbindung mit § 91 HBO) 

 
 
1. Dächer 

Als Dachformen sind Satteldächer, Pultdächer oder Flachdächer zulässig.  
Die Firsthöhe (FH) der Tiny-Häuser wird dabei mit max. 6,00 m ab OK natürliches Gelände 
festgesetzt. 
 

2.  Stellung der baulichen Anlagen 
Die festgesetzte Ausrichtung der Gebäude ergibt sich durch die festgesetzten überbaubaren 
Grundstücksflächen. 

 
3.  Einfriedungen 

Einfriedungen sind nur in offener Ausführung als Holzzäune mit senkrecher Lattung ohne ge-
mauerte Sockel bis zu einer Höhe von maximal 1,50 m entlang der seitlichen und rückwärti-
gen Grundstücksgrenzen zulässig. Sie sind grundsätzlich dem Geländeverlauf anzupassen. 

 Geschlossene Mauern sind nicht zulässig. 

 
III. Hinweise 
 

Bodendenkmäler 
Bei Erdarbeiten können jederzeit Bodendenkmäler wir Mauern, Steinsetzungen, 
Bodenverfärbungen und andere Funde, z. B. Scherben, Steingeräte, Skelettreste entdeckt 
werden. Diese sind nach § 20 Denkmalschutzgesetz (DSchG) unverzüglich dem Landesamt 
für Denkmalpflege Hessen oder der Unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises 
Hersfeld-Rotenburg zu melden. Funde und Fundstellen sind in unverändertem Zustand zu 
erhalten und in geeigneter Weise bis zu einer Entscheidung zu schützen. Die Anzeigepflicht 
gemäß § 20 DSchG ist in zu erteilende Genehmigungen aufzunehmen. 
 
Dachflächenwassernutzung 
Bei der Nutzung von Dachflächenwasser als Brauchwasser bzw. bei der Anlage der hierfür 
notwendigen Installationen ist die Trinkwasserverordnung sowie die DIN 1946 und 1988, Teil 
4 zu beachten. Für Nichttrinkwasseranlagen besteht Anzeigepflicht gemäß § 13 Abs. 4 
Trinkwasserverordnung. Die ordnungsgemäße Installation bzw. Bauabnahme des 
Brauchwassernetzes ist durch eine Abnahmebescheinigung eines Installationsbetriebes bzw. 
des örtlichen Wasserversorgungsunternehmens nachzuweisen. 
 
Drainagen 
Drainagen dürfen über die Grundstücksentwässerung nicht an die öffentliche Schmutz- oder 
Mischwasserkanäle angeschlossen werden. Wenn keine direkte Ableitung des 
Drainagewassers in den Vorfluter möglich ist, müssen zur Sicherung der Gebäude gegen 
drückendes Wasser entsprechend bauliche Vorkehrungen getroffen werden. 
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Hilders, den __.__.2021

Gemeindevertretung beschlossen.
1 „Ortsteil Steinbach“ wurde gemäß § 10 BauGB am __.__.2021 von der 
Die Änderung Nr. 2 des Bebauungsplanes der Marktgemeinde Hilders, Ortsteil Liebhards

4. Satzungsbeschluss

2 BauGB erfolgte mit dem Schreiben vom __.__.2021.
Die Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs.

3. Beteiligung der Behörden

Steinbach“ wurde am __.__.2020 bekannt gegeben.
2 des Bebauungsplanes der Marktgemeinde Hilders, Ortsteil Liebhards Nr. 1 „Ortsteil 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen. Die öffentliche Auslegung der Änderung Nr. 
Der Planentwurf mit Begründung hat in der Zeit vom __.__.2021 bis einschl. __.__.2021

2. Öffentlichkeitsbeteiligung

gegeben.
18.12.2020 gefasst. Der Aufstellungsbeschluss wurde am __.__.2021 ortsüblich bekannt 
Ortsteil Steinbach“ gemäß § 2 Abs. 1 BauGB wurde von der Gemeindevertretung am

„Änderung Nr. 2 des Bebauungsplanes der Marktgemeinde Hilders, Ortsteil Liebhards Nr. 1

1. Aufstellungsbeschluss

(Bürgermeister)
Hubert Blum
......................................................
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